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Teil I - Grundsätzliches

1 Einführung

1.1 Ausgangssituation

Mit Ablösung der für die Führung und Benutzung des bisherigen Buch-, Grundriss- und Punktnachweises eingesetzten Programmsysteme (automatisiertes Liegenschaftskataster) kommen nur Nachfolge-Systeme zum Einsatz, die auf dem von der Arbeitsgemeinschaft der Vermessungsverwaltungen der Länder der Bundesrepublik Deutschland (AdV) entwickelten Standard "Automatisiertes-Liegenschaftskataster-Informationssystem (ALKIS)" basieren
. Hierauf aufbauende ALKIS-Verfahrenslösungen umfassen softwaremäßig die Fortführungskomponente (FFK), die Datenhaltungs​komponente (DHK) und die Benutzungskomponente (BNK). Kombinationen von Verfahrenskomponenten unterschiedlicher Hersteller sind möglich.
1.2 Einsatz von ALKIS-Verfahrenslösungen

1.2.1

Jeder Einsatz einer ALKIS-Verfahrenslösung im Produktionsbetrieb bedarf der vorherigen Eignungsprüfung in (mindestens) einer pilotierenden Katasterbehörde in Zusammenarbeit mit der Bezirksregierung und dem Landesvermessungsamt. 

1.2.2

Die Eignungsprüfung erfolgt auf der Grundlage des NRW-Pflichtenheftes.

1.3 Zielsetzung der Leitlinie

Ziel dieser Leitlinie ist es, den Anwendern eine Übersicht über die bei der Überführung (Summe aller erforderlichen Maßnahmen bei der Umsetzung der Daten des automatisierten Liegenschaftskatasters in eine ALKIS-Verfahrenslösung) zu absolvierenden Verfahrensschritte zu vermitteln. Auf dieser Basis kann die Katasterbehörde ihre lokale Überführungsstrategie entwickeln und sich dazu zu gegebener Zeit intensiv mit dem Migrationskonzept, dem NRW-Pflichtenheft und anderen Vorgaben des Landes auseinandersetzen. 

Teil II- Vorbereitende Arbeiten

2 Migrationskonzept NRW

2.1 

In NRW liegen im Bereich des automatisierten Liegenschaftskatasters umfangreichere und komplexer strukturierte Daten vor als in anderen Ländern. Darüber hinaus werden unterschiedliche Programmsysteme eingesetzt. Das Migrationskonzept des Landes (Migrationskonzept NRW) beschreibt, welche Migrationsvoraussetzungen die Daten des Automatisierten Liegenschaftsbuchs (ALB) sowie des Grundriss- und des Punktnachweises aufweisen müssen und wie sie inhaltlich und strukturell transformiert werden müssen, um sie entsprechend den Vorgaben des ALKIS-Datenmodells und des ALKIS-Objektartenkatalogs-NRW (ALKIS-OK-NRW) in einer ALKIS-Verfahrenslösung führen, bearbeiten und auswerten zu können. 

2.2

Das Migrationskonzept NRW gliedert sich nach organisatorischen und fachtechnischen Aspekten in die Stufen Vormigration und Migration. Örtlich können zusätzlich ergänzende Migrationsarbeiten erforderlich sein. Unbeschadet dieser stufenweise vorzunehmenden Migrationsarbeiten kann es erforderlich werden, auch nach der Überführung in den Produktionsbetrieb restliche Nacharbeiten auszuführen. Hierzu gehört die Auflösung von Objekten (Migrations​objekten), die erst im ALKIS-Datenbestand interaktiv in eine vorschriftengerechte Abbildung überführt werden können  (Nachmigration).

3 Vormigration

3.1

In der Vormigration werden die vorhandenen Datenbestände so aufbereitet, dass die Migrationsvoraussetzungen erreicht werden. Hierzu ist auch eine hinreichend hohe Qualität der Ausgangsdaten sicher zu stellen. Neben der Vorschriftenkonformität
 ist die Vollständigkeit, die innere Konsistenz und darüber hinaus die Konsistenz zwischen den einzelnen Nachweisen des automatisierten Liegenschaftskatasters zu prüfen. Aufgedeckte Defizite und Inkonsistenzen sollen gemäß der Genehmigung nach Nr. 8 behoben werden. Zur Unterstützung der Prüfung und Aufbereitung der Daten stellt das Land allen katasterführenden Stellen den Landesprüfarbeitsplatz (LPA) zur Verfügung (RdErl. v. 11.2.2003 (n.v.) - 36-7510). Stellen, die den LPA nicht einsetzen, wird empfohlen, eine vergleichbare Qualitätssicherung durchzuführen.

3.2

Folgende wichtige Ziele der Vormigration werden hier beispielhaft und stichwortartig aufgezeigt:

	Allgemeine Anforderung
	ALB und ALK müssen für das Umstellungsgebiet weitgehend vorhanden sein

	Forderungen an den Abgleich von ALK und ALB
	Die Anzahl der Flurstücke in beiden Nachweisen stimmt überein

	
	Es ist ein Abgleich der Lagebezeichnungen erfolgt, unterschiedliche Schreibweisen von Straßennamen, Gewannbezeichnungen und Angaben zum Bahnverkehr sollten möglichst bereinigt sein.

	
	Die Übereinstimmung der verschlüsselten Lageangaben des ALB mit dem Gebäudekennzeichen ist gewährleistet.

	Inhaltliche Konsistenz des ALB
	Die strukturierte Namensangabe ist realisiert.

	
	Es gibt keine Anteile unter lfd. Nr. 0

	
	Anredekennung 0 ist weitgehend beseitigt.

	Konsistente Führung von Grundriss und Punktnachweis
	Die integrierte Führung von Punkt- und Grundrissnachweis ist gegeben.

	
	Von Grenzpunkten müssen mindestens zwei Grenzen abgehen

	
	Nicht mehr zugelassene Vermarkungsschlüssel sind bereinigt (PuNaErl. Blatt 10.01)

	Grundrissnachweis
	Es liegen nur Rahmenobjekte vor, die sich eindeutig überführen lassen.

	
	Die Flächen der TN liegen in der digitalen Liegenschaftskarte als Elementarobjekte vor.

	
	Folie 023 ist bereinigt.

	
	Alle Gebäude, auch Nebengebäude, haben ein Gebäudekennzeichen.

	Alle
	Die ALK und ALB-Schnittstellen EDBS und WLDGE können bedient werden.

	Kommunale Daten
	Es empfiehlt sich, ein Konzept für die außerhalb des ALKIS zu führenden kommunalen Objekte zu entwickeln.


4 Migration

4.1

Ziel der Migration ist es, die bisherigen Datenbestände des automatisierten Liegenschaftskatasters in den Datenbestand einer ALKIS-Verfahrenslösung nach Nr. 2.1 letzter Satz, umzusetzen. Hierbei ist dem Grunddatenbestand-NRW Rechnung zu tragen. Als Ergebnis dieser Anforderungen erfüllt der migrierte Datenbestand mit Überleitung in den Produktionsbetrieb (Nr. 10.1 ) unmittelbar die Anforderungen an den amtlichen Nachweis - unabhängig von dem Status, den der Datenbestand vor Überführung in die ALKIS-Verfahrenslösung hatte.

4.2

Das Migrationskonzept-NRW setzt auf den derzeitigen Verfahrenslösungen des Landes, ALB und ALK, auf. Anwendern dieser Verfahrenslösungen wird empfohlen, sich weitgehend am Migrationskonzept-NRW zu orientieren. Gleichwohl können lokale Besonderheiten dazu führen, dass das Migrationskonzept-NRW von der Katasterbehörde nur mit Änderungen übernommen werden kann. In diesem Fall entwickelt die Katasterbehörde im Rahmen ihrer lokalen Überführungsstrategie (Nr. 1.3) ein lokales Migrationskonzept. Katasterbehörden, welche die bisherigen Verfahrenslösungen aus dv-technischen oder organisatorischen Gründen nicht oder nur zum Teil eingesetzt haben, werden ebenfalls lokale Migrationskonzepte entwickeln. 

5 Ergänzende Migrationsarbeiten

Auch angesichts der zulässigen unterschiedlichen Vorgehensweisen ist dem gemeinsamen Ziel Rechnung zu tragen. Lokale Überführungsstrategien und Migrationskonzepte müssen daher zu einem Ergebnis führen, das dem des Migrationskonzeptes-NRW vergleichbar ist (Nr. 4.1, letzter Satz). Hierzu können erforderlichenfalls auch nach dem eigentlichen Migrationslauf - jedoch vor Aufnahme des Produktionsbetriebes - ergänzende Arbeiten zur Erfüllung der Migrationsvoraussetzungen durchgeführt werden.

6. Grunddatenbestand-NRW, kommunale Objekte

6.1

Grunddatenbestand-NRW ist eine vom Land vorgegebene Untermenge des jeweiligen ALKIS-Datenbe​standes. Bestimmte, aus dem Grunddatenbestand-NRW ableitbare Produkte müssen dem Nutzer landesweit als Mindestinhalt des ALKIS angeboten werden. Hierzu gehören auch die entsprechenden Metadaten. Wenngleich den Vorgaben des Landes mit der Realisierung des Grunddatenbestandes-NRW entsprochen wird, sollte angestrebt werden, alle vorhandenen Informationen in die zum Einsatz kommende ALKIS-Verfahrens​lösung umzusetzen. Die über den Grunddatenbestand-NRW hinausgehenden Informationen sind ebenso Gegenstand der lokalen Überführungsstrategien und späteren Prüfungen wie der Grunddatenbestand-NRW selbst. 

6.2 

Soweit Katasterämter in ihren Datenbeständen kommunale Objekte führen, wird empfohlen, dass diese ebenfalls strukturell und inhaltlich bearbeitet bzw. erweitert und überführt werden. Die Überführung kann in eigene kommunale Datenbanken erfolgen oder in speziell hierfür eingerichtete Bereiche des ALKIS, die nicht dem Liegenschaftskataster zugerechnet werden.

Teil III - Überführung in eine ALKIS-Verfahrenslösung
7 Antrag auf Einführung einer ALKIS-Verfahrenslösung
7.1.1
Die Katasterbehörde beantragt bei der Bezirksregierung die Einführung der jeweiligen ALKIS-Verfahrenslösung - soweit Abweichungen zum Migrationskonzept des Landes bestehen unter Vorlage eines lokalen Migrationskonzeptes (s.u.). Der Antrag muss von Inhalt und Umfang her geeignet sein, die Eignung der zu migrierenden Daten im Vergleich zu den Vorgaben des Landes beurteilen zu können. 

7.1.2

Das lokale Migrationskonzept ist wesentlicher Bestandteil des Antrags. Ggf. zeigt die Katasterbehörde auf, ob und inwieweit erkennbare Abweichungen vom Migrationskonzept des Landes während der Migrationsarbeiten bereinigt werden (Nr. 2.2).

7.2

7.2.1

Hierzu sind insbesondere Angaben erforderlich:

- zur Durchführung von Qualitätssicherungsmaßnahmen am Maßstab des Landesprüf​arbeits​platzes (Nr. 2.3) für alle in den bisherigen Systemen (Nr. 1.1) geführten Daten,

- zur Einhaltung der weiteren vom Land vorgegebenen Migrationsvoraussetzungen (z.B. Realisierung von OBAK S
 und ALB 2002) (Nr. 3) und
- zu Umfang und vorschriftenkonformer Abbildung der nach Abschluss der Migrationsarbeiten (Nr. 2.2) zu erwartenden Datenbestände.

7.2.2

Des Weiteren beschreibt der Antrag die zum Einsatz kommende ALKIS-Verfahrenslösung; einschließlich der Versionsnummer der einzelnen Verfahrenskomponenten. Der bzw. die Hersteller müssen sich vertraglich verpflichtet haben, die einzelnen Komponenten den Landesvorschriften entsprechend weiter zu entwickeln.

7.3

(1) Wurde die ALKIS-Verfahrenslösung nach Nummer 7.2.2 noch nicht einer Eignungsprüfung (Nr. 11) unterzogen und stellt sich die Katasterbehörde auch nicht als Partner hierfür zur Verfügung, muss sie in geeigneter Weise den Nachweis erbringen, dass die jeweilige ALKIS-Verfahrenslösung den Standard des ALKIS und die Anforderungen des NRW-Pflichtenheftes erfüllt.

(2) Der Nachweis nach Absatz 1 muss eindeutig, nachvollziehbar und kontrollierbar sein. Inhalt, Umfang, Form und Vorgehensweise der hierfür erforderlichen Tests muss der Eignungsprüfung nach Nummer 11 entsprechen.

8 Zustimmung zum Antrag auf Einführung einer ALKIS-Verfahrenslösung 

8.1
Die Bezirksregierung prüft den vorgelegten Antrag in enger Abstimmung mit dem Landesvermessungsamt. Dem Antrag wird zugestimmt, wenn zu erwarten ist, dass die migrierten Daten in Umfang, Abbildung und Qualität den Vorschriften das Landes entsprechen.

8.2

(1) Der Antrag kann mit Auflagen genehmigt werden, wenn der Antragsteller überzeugend darlegt, dass die zu erwartenden Mängel der migrierten Datenbestände wirtschaftlicher auch im Wege der Nachmigration (Nr. 2.2) als während der Migration (ergänzende Migrationsarbeiten - Nr. 5) bereinigt werden können. Zugleich wird ein Konzept vorgelegt darüber, wie und in welchem Zeitrahmen (max. 2 Jahre) die Nachmigrationsarbeiten erledigt werden.

(2) Genehmigungen nach Nr. 8.1 sind nicht zulässig, wenn die in den Produktionsbetrieb zu überführenden Daten derart mit Mängeln behaftet wären, dass sie nicht den amtlichen Nachweis darstellen könnten.

9 Testbetrieb

Nach erfolgter Migration sind die entstandenen Daten auf ihre Konformität mit dem ALKIS-OK-NRW zu untersuchen. Auftretende Abweichungen sind zu bereinigen (ergänzende Migrationsarbeiten, Nr. 5). Danach erfolgt bei jeder Katasterbehörde der Einsatz der jeweiligen ALKIS-Verfah​rens​lösung im Test- und simulierten Produktionsbetrieb. In alle Arbeiten werden Bezirksregierung und Landesvermessungsamt einbezogen. Das Ergebnis des Testbetriebes wird dokumentiert.

10 Produktionsbetrieb

10.1

Zeigt der Testbetrieb keine wesentlichen Unzulänglichkeiten mehr auf, stimmt die Bezirksregierung dem Einsatz der Verfahrenslösung im Produktionsbetrieb zu. Die Katasterbehörde führt einen kurzzeitigen Parallelbetrieb durch. Sie beendet diesen nach eigenem Ermessen zu Gunsten eines ausschließlichen Produktionsbetriebes unter der eingesetzten ALKS-Verfahrenslösung. Die Bezirksregierung wird hierüber unterrichtet. 

10.2

Erforderliche Arbeiten zur Nachmigration (Nrn. 2.2 und 8.2) erfolgen während des Produktionsbetriebes. 

Teil IV - Eignungsprüfung

11 Eignungsprüfung

11.1

Dem erstmaligen Einsatz einer ALKIS-Verfahrenslösung geht eine Eignungsprüfung voraus. Diese wird in enger Zusammenarbeit mindestens einer pilotierenden Katasterbehörde mit der Bezirksregierung und dem Landesvermessungsamt durchgeführt. Ergebnisse von vergleichbaren Prüfungen in anderen Ländern können übernommen werden.

11.2

Die Eignungsprüfung erfolgt nur bei Bedarf. Dieser gilt als gegeben, wenn mindestens eine Katasterbehörde den Einsatz der jeweiligen ALKIS-Verfahrenslösung erwägt und sich als Pilotanwender zur Verfügung stellt.

11.3

Pilotanwender, Bezirksregierung und Landesvermessungsamt führen die Eignungsprüfung entsprechend eines mit dem Anbieter entwickelten Projektplans durch. Ziel ist es, die Eignungsprüfung so umfassend durchzuführen, dass abermalige Eignungsprüfungen der selben ALKIS-Verfahrenslösung in der Regel nicht mehr erforderlich sind. Hierfür sind Maßnahmen und Ergebnisse der Eignungsprüfung fortlaufend zu dokumentieren. Die Aufnahme der Arbeiten zur Eignungsprüfung setzt die Zustimmung des Anbieters voraus, dass die Ergebnisse der Eignungsprüfung im Falle des erfolgreichen Abschlusses interessierten Katasterbehörden zugänglich gemacht werden dürfen.

11.4 
Die Eignungsprüfung umfasst im Wesentlichen die Prüfung hinsichtlich der Erfüllung der Anforderungen des NRW-Pflichtenheftes durch das zu prüfende System im Rahmen eines Testbetriebes.

12 Abschluss der Eignungsprüfung 

Sobald die Eignungsprüfung ergibt, dass die ALKIS-Verfahrenslösung die gestellten Anforderungen erfüllt, wird durch alle Beteiligten unter Federführung des Landesvermessungsamtes ein Abschlussbericht auf der Grundlage der Dokumentation nach Nr. 11.3 erstellt. Die Dokumentation wird mit einer einvernehmlichen Empfehlung der Beteiligten dem Innenministerium zur abschließenden Beurteilung zugeleitet. 

13 Bekanntmachung

13.1

Im Falle einer positiven Beurteilung der ALKIS-Verfahrenslösung durch das Innenministerium erfolgt die Bekanntmachung der erfolgreich abgeschlossenen Eignungsprüfung. Hiermit wird dokumentiert, dass die jeweilige ALKIS-Verfahrenslösung

-
im dv-technischen und fachlichen Umfeld der Eignungsprüfung

-
unter Verwendung der dortigen Testdaten und

-
unter Nutzung der dokumentierten (Nr. 11.3) Prozesse 

intensiv nach dem Stand der Technik unter fachlichen und dv-technischen Gesichtspunkten überprüft und für einen Einsatz in der Vermessungs- und Katasterverwaltung des Landes für geeignet befunden wurde. In der Bekanntmachung wird die Versionsnummer der jeweiligen ALKIS-Verfahrenslösung zum Ausdruck gebracht. 

13.2

Im Falle der Beschaffung einer ALKIS-Verfahrenslösung ersetzt die Eignungsprüfung nicht das Abnahmeverfahren bei der Überlassung von DV-Programmen, welches in den vertraglichen Regelungen zwischen Katasterbehörde und Anbieter, z.B. nach den "Besonderen Vertragsbedingungen", vorgesehen ist.

13.3

Die Verantwortung für den Einsatz von Softwaremodulen und weiteren Funktionen, die nicht im NRW-Pflichtenheft beschrieben und somit auch nicht geprüft wurden, liegt bei der einsetzenden Stelle.

13.4

Die Dokumentation wird allen Katasterämtern auf Anforderung zur Verfügung gestellt.

14 Schlussbestimmungen

14.1

Nummern 11 bis 13 gelten sinngemäß, wenn eine ALKIS-Verfahrenslösung in Form eines Upgrades bisheriger Systeme (Nr. 1.1.1)installiert wird.

14.2

Das Landesvermessungsamt führt eine Zusammenstellung der nach Nummer 13 zugelassenen ALKIS-Verfahrenslösungen. Die Zusammenstellung wird aktualisiert bzw. ergänzt, sobald die ALKIS-Verfahrenslösungen durch eine neue Version ersetzt und einer erneuten Eignungsprüfung unterzogen worden sind (Nr. 14.3.2).

14.3 

Stellt das Katasteramt seine bisherige ALKIS-Verfahrenslösung auf eine andere Verfahrenslösung um, ist dies der Bezirksregierung anzuzeigen. Für die neu zum Einsatz kommende Verfahrenslösung gilt Nr. 7 sinngemäß.

14.3.1

Den Katasterbehörden wird empfohlen, mit Anwendern, welche gleiche Systemkomponenten einsetzen, Gemeinschaften einzugehen. Das Land bietet für die Anwendergemeinschaften - regelmäßig oder bedarfsorientiert - Dienstbesprechungen zum Zwecke des Erfahrungsaustausches an.

14.3.2

Sobald die Anwendergemeinschaften Bedarf sehen, neuere Versionen von bereits geprüften ALKIS-Verfahrenslösungen einer erneuten Eignungsprüfung zu unterziehen, unterbreiten sie dem Land einen entsprechenden Vorschlag. Für die weitere Vorgehensweise gelten Nrn. 11 ff. sinngemäß.

Anhang zur Leitlinie für die Einführung des Amtlichen Liegenschaftskatasterinformationssystems
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� Diese fachliche Vorgabe wird zeitnah aktualisiert. Interessenten können den aktuellsten Stand bei der Bezirksregierung erfragen. 


� vgl. mein RdErl. v. __xx.02xx.2004 - 376.2 - 7570 (Einführungserlass ALKIS)


� Folgende Vorgaben sind bei der Migration in das ALKIS besonders zu beachten: OBAK-LiegKat NRW v. 12.8.2003, Anhang C (Schnittstelle) / LiegKartErl /PuNaErl v. 10.5.200302.01.2001 / NAV95 v. 14.7.1995 / EinrErl v. 13.2.1996 / Migrationskonzept v. 23.12.20040.08.2003, Teil II „Gegenüberstellung ALK/ALB-ALKIS“ und Teil IV „Migrationstabellen. - Alle Hinweise beziehen sich auf die“ jeweils aktuellste Fassung


� siehe Fußnote zu Nr. 3.1





